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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Die j�ngst im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Angemessenheit der Vorstandsverg�tung (VorstAG;

vgl. dazu bereits Bosse, BB 2009, 1650, und Lingemann, BB 2009, 1918) ausgel�ste Debatte �ber dessen Auswirkungen

auf die Verg�tung von GmbH-Gesch�ftsf�hrern behandelt Greven im aktuellen Beitrag. Die Gegens�tzlichkeit der Ansich-

ten werden u. a. auch bei der Frage nach der Anwendbarkeit von § 107 Abs. 3 AktG auf die GmbH deutlich. W�hrend Veil

auf der „Ersten Seite“ und auch Seibert auf dem 4. Handels- und Gesellschaftsrechtstag vertreten, dass in einer mitbe-

stimmten GmbH der Aufsichtsrat wohl k�nftig als Plenum �ber Gesch�ftsf�hrerverg�tung beschließen wird, pl�diert

Greven f�r eine einschr�nkende Auslegung des § 107 Abs. 3 S. 3 AktG und im Ergebnis f�r die Nichtanwendbarkeit der

Vorschrift auf die GmbH.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Finanzkrise
G-20:NeueRegeln f�rdieFinanzm�rkte

Die großen Industrie- und Schwellenl�nder (G-

20) haben auf dem Weltwirtschaftsgipfel in

Pittsburgh beschlossen, dass Bonuszahlungen

f�r Finanzmanager weltweit k�nftig nur noch an

langfristige Erfolge gekn�pft werden d�rfen. So-

gar Maluszahlungen f�r Misserfolge sind m�g-

lich. Die Erfolgsverg�tungen sollen statt in Bar-

geld h�ufiger in Beteiligungen am Unternehmen

ausgesch�ttet werden. Ferner soll ein Siche-

rungssystem entstehen, um zu verhindern, dass

Banken noch einmal Staaten und ihre Regierun-

gen erpressen k�nnen. Das gemeinsame Finanz-

marktstabilit�tsforum („Financial Stability Fo-

rum“) erarbeitet daf�r bis 2011 Vorschl�ge. Vor-

gesehen ist ein rechtlicher Rahmen, der die Sa-

nierung oder Aufl�sung einer in Not geratenen

Bank regeln soll. Experten sprechen auch von ei-

nem internationalen „Bankenhospital“.

Vgl. hierzu „Die Erste Seite“ von Rudolph in

Heft 42. Das Thema „Managerverg�tung“ und

speziell die Frage der Verg�tung in der Finanz-

branche bilden den Schwerpunkt in Heft 45 des

„Betriebs-Berater“.

Entscheidungen
Bundeskartellamt: Bußgeld gegen

Ciba Vision verh�ngt

Das Bundeskartellamt hat gegen die Ciba Visi-

on Vertriebs GmbH ein Bußgeld in H�he von

11,5 Mio. Euro verh�ngt. Das Unternehmen ist

deutschlandweit Marktf�hrer bei Kontaktlin-

sen. Ihm wird vorgeworfen, den Internethan-

del mit Kontaktlinsen der eigenen Marke

rechtswidrig beschr�nkt und auf die Wieder-

verkaufspreise der Interneth�ndler in wettbe-

werbswidriger Weise Einfluss genommen zu

haben.
(Quelle: PM des BKartA vom 25.9.2009)

Vgl. hierzu in Heft 43 „Die Erste Seite“ von

Immenga.

BVerwG Leipzig: BaFin-Verwaltungspraxis

bei grenz�berschreitenden Gesch�ften

best�tigt

Das BVerwG Leipzig hat mit Urteil vom

22.4.2009 – 8 C 2/09 – entschieden: Auch ein im

Ausland sitzendes Unternehmen unterliegt der

Erlaubnispflicht des Kreditwesengesetzes (KWG)

und ben�tigt eine Banklizenz der BaFin, wenn es

in der Bundesrepublik Deutschland ohne physi-

sche Pr�senz Bankgesch�fte betreibt. Zum Be-

treiben von Bankgesch�ften im Inland gen�gt

es, wenn sich die wesentlichen zum Vertrags-

schluss hinf�hrenden Schritte im Inland vollzie-

hen. Diese Voraussetzungen sind erf�llt, wenn

Kunden sich in Deutschland etwa das Antrags-

formular aus dem Internet herunterladen k�n-

nen und hierzulande ans�ssige Vermittler die

Gesch�fte mit Wissen des im Ausland ans�ssigen

Unternehmens anbahnen. Die Richter best�ti-

gen damit im Wesentlichen die Verwaltungspra-

xis der BaFin.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2153-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Anfechtung wegen vors�tzlicher

Gl�ubigerbenachteiligung

Mit Urteil vom 13.8.2009 – IX ZR 159/06 – hat

der BGH entschieden: Eine Vorsatzanfechtung

ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil der

Schuldner zum Zeitpunkt der angefochtenen

Rechtshandlung noch keine Gl�ubiger hatte.

Tatsachen, aus denen die subjektiven Tatbe-

standsvoraussetzungen der Vorsatzanfechtung

gefolgert werden k�nnen, begr�nden keine Ver-

mutung, sondern stellen nur mehr oder weniger

gewichtige Beweisanzeichen dar.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2153-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Fristsetzung nach § 281 Abs. 1 BGB

Der BGH hat mit Vers�umnisurteil vom

12.8.2009 – VIII ZR 254/08 – entschieden: F�r

eine Fristsetzung gem�ß § 281 Abs. 1 BGB ge-

n�gt es, wenn der Gl�ubiger durch das Verlan-

gen nach sofortiger, unverz�glicher oder umge-

hender Leistung oder vergleichbare Formulie-

rungen deutlich macht, dass dem Schuldner f�r

die Erf�llung nur ein begrenzter (bestimmbarer)

Zeitraum zur Verf�gung steht; der Angabe eines

bestimmten Zeitraums oder eines bestimmten

(End-)Termins bedarf es nicht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2153-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Celle: Zum R�cktritt berechtigende

erhebliche Pflichtverletzung

beim Neuwagenkauf

Mit Urteil vom 1.7.2009 – 7 U 256/08 – hat das

OLG Celle entschieden: Ist bei einem Neuwagen-

kauf �ber einen Pkw Volvo mit Standheizung

nebst Timer als vertraglich vereinbarter Sonder-

ausstattung der Timer funktionsunf�hig, sodass

die Standheizung, nachdem auch der Einsatz ei-

ner Fernbedienung als Behelf f�r den Timer fehl-

schlug, nur manuell betrieben werden kann,

liegt eine nicht nur unerhebliche Pflichtverlet-

zung vor, sodass der R�cktritt berechtigt ist,

nachdem eine Mangelbeseitigung in angemes-

sener Zeit nicht erreicht werden konnte.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2153-4

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
EU-Kommission: �nderung der Prospekt-RL

vorgeschlagen

Die EU-Kommission will den Anlegerschutz bei

Wertpapieremissionen verbessern. Gleichzeitig

soll der Verwaltungsaufwand f�r Emittenten

und Finanzintermedi�re verringert werden. Dazu

hat sie eine �nderung der Prospektrichtlinie vor-

geschlagen. Der Vorschlag ist Teil einer Initiative

der EU-Kommission zur Verringerung der Ver-

waltungslasten in der Europ�ischen Union.

Wichtige Ziele sind zudem ausreichende und an-

gemessene Informationen auch f�r Kleinanleger.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 24.9.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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